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Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


Massenabschiehung 
statt 
Massenverhlödung! 


Das ist unsere Forderung im Wahljahr: 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 ° 49. Jahrgang ° Januar 2017 


C BY 4.0 (Ausschnitt) 


Die Menschen in Deutschland leben in 
Furcht und Angst vor Anschlägen der isla- 
mistischen Terroristen, aber der Hauptfeind 
unserer Regierenden sind die »Rechten«: 
Jeder, der sich gegen Islamisierung, unge- 
hinderten Zustrom und gegen die »Willkom- 
menskultur« wehrt, wird als »Rechter«, 
»Ausländerfeind«, »Populist« oder »Nazi« 
diffamiert und kriminalisiert. 


Lassen Sie sich nicht verblöden! 
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Das offene Wort 


Wie verblödet muß 
man eigentlich sein? 


Wie verblödet muß die Mehr- 
heit eines Volkes sein, um 
sich jahrzehntelang so hin- 
ters Licht führen zu lassen? 


Mit Ulrich Nölle 


auf neuen Kurs: 


s„CcDUZE 


Mit solchen Forderungen 
lockte die CDU schon vor 25 
Jahren die Wählerschafe an 
die Urnen — und bis heute 
vertrauen immer noch gut- 
gläubige und schafsgeduldi- 
ge Wähler der mutmaßlich 
auch nächsten Bundeskanz- 
lerin, wenn sie beschwörend 
beteuert: 


»Deutschland wird Deutsch- 
land bleiben - mit allem, 
was uns daran lieb und teu- 
er ist.« 


Die alliierten Besatzer legten 
mit der »Re-education« den 
Grundstein für die Verblö- 
dung der Deutschen, auch 
den größten Lügen ihrer nun 
»demokratischen« Parteien 
zu glauben. 


Bis zur Kölner Silvesternacht 
2015/16 und dem Berliner 
Weihnachtsmarkt 2016 hat- 
ten sie mit diesem Umerzie- 
hungsprogramm Erfolg. 
Das Jahr 2017 wird hoffent- 
lich das Ende ihrer Herr- 
schaft einläuten! 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Wessen Geisel ist Geisel? 


Wer kennt schon 
Geisel? 


Außerhalb Berlins dürfte Andreas 
Geisel (SPD) den meisten Men- 
schen unbekannt sein. Das sollte 
sich ändern, denn Geisel ist der 
Innensenator der rot-rot-grünen 
Berliner Landesregierung und 
somit auch mitverantwortlich für 
die innere Sicherheit in Berlin. 


Geisel 
in der DDR-Diktatur 


Geisel wurde mit 18 Jahren Mit- 
glied der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands (SED), 
jener staatstragenden Partei der 
einstigen DDR-Diktatur. Eine In- 
formation, die in seinen Biografi- 
en kaum zu finden ist. 


Nach dem Untergang der DDR- 
Diktatur wechselte er zu den Ju- 
sos/SPD und wurde deren Spre- 
cher in Berlin-Lichtenberg. 


Skandal. Der Erste 


Am 22.3.2016 wurde bekannt, 
daß sich der mittlerweile zum 
Bausenator berufene Andreas 
Geisel und die Fraktionschefin 
der Grünen, Antje Kapek, bei ih- 
ren Kandidaturen abgesprochen 
haben sollen, um ihre Chancen 
zu verbessern. 


Skandal. Der Zweite 


Am 18.5.2016 wurde bekannt, 
daß der Berliner Bauunterneh- 
mer Groth an die SPD, darunter 
an den Kreisverband von Bau- 
senator Andreas Geisel, in fünf 
gestückelten Beträgen jeweils 
9.500 Euro gespendet hat. Spen- 
den unter 10.000 Euro müssen 
nicht veröffentlicht werden und 
bleiben somit meist diskret. Bau- 
senator Geisel hat als Amtsträger 
mit Groth-Projekten zu tun. Da 
scheint etwas zu stinken. 


Skandal. Der Dritte 


Am 8.12.2016 wurde Geisel zum 
Innensenator ernannt. Ob ein 
Bausenator geeignet ist, diese 
Arbeit auszuführen, darf bestrit- 


SPIEGEL DER ZEIT 


ten werden. Ebenfalls darf be- 
stritten werden, ob ausgerechnet 
ein ehemaliges SED-Mitglied für 
diese Aufgabe geeignet ist. Rot- 
Rot-Grün macht es möglich und 
so gesellt sich das einstige SED- 
Mitglied Geisel zur SED-Nachfol- 
gerin »Die Linke« in der Berliner 
Regierung. 


Wenige Tag vor dem islamisti- 
schen Terroranschlag auf den 
Berliner Weihnachtsmarkt trat 
der überzeugte Antifaschist 
Geisel an die Öffentlichkeit 
und verkündete, daß er strikt 
gegen Islamfeinde vorgehen 
will. Wörtlich: 


»Als Innensenator 
werde ich mit den 
mir zur Verfügung 
stehenden Mitteln 
des Verfassungs- 
schutzes und der 
Polizei islamieind- 


liche Eniwicklun- 


gen genauestens 
im Blick behalten.« 


»Da, wo Repression 
notwendig ist, wird 
es Repression ge- 
hen.« 


Vorgewarnt durch einen ge- 
planten Bombenanschlag auf 
den Weihnachtsmarkt in Lud- 
wigshafen hätte er als Innen- 
senator die Weihnachtsmärkte 
in Berlin sichern müssen - und 
zwar nicht vor Islamkritikern, 
sondern vor islamistischen 
Terroristen! 


Die Opfer könnten heute noch 
leben. 
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Ist das »verstärkte Abschiebung«? 


»Wir müssen 
verstärkt 


abschieben.« 


Thomas de Maiziere, 
Schweriner Volkszeitung, 22.10.2015 


Beruhigungspillen 
für das Wahlvolk 


Mit großem Pomp und Me- 
dienecho startete am 14.12.2016 
auf Steuerzahlerkosten ein Flug- 
zeug nach Afghanistan. 50 Aus- 
reisepflichtige sollten werbewirk- 
sam abgeschoben werden. 


Beim Start waren es dann nur 
noch 34, davon laut Bundes- 
innenminister de Maiziere ein 
Drittel verurteilte Straftäter. Die 
anderen waren »krank«, hat- 
ten andere Gründe oder waren 
einfach untergetaucht und ver- 
schwunden. 


Sieht so bei mehreren hundert- 
tausend Ausreisepflichtigen eine 
»Massen«-Abschiebung aus, die 
nötig wäre und gegen die einige 
hundert verirrte Geister am Flug- 
hafen auch noch protestierten? 
Die Regierungsparteien wollten 
mit dieser fernsehreifen Aktion 
vorspielen, daß sie es ernst mei- 
nen mit ihrer »verstärkten Ab- 
schiebung«. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Für jeden Golden Re- 
triever gilt in Deutsch- 
land der Leinenzwang, 
„Gefährder“ dagegen ge- 


nießen Freizügigkeit. Die 


umgekehrte Regelung 
wäre dem Land bekömm- 
licher. « 

Gabor Steingart, Herausgeber des 


Handelsblatt, in seinem »Morning 
Briefing« vom 23.12.2016 


In Wahrheit 

regiert uns eine 
»Abschiebungsverhin- 
derungsindustrie«! 


Der Chef der Deutschen Polizei- 
gewerkschaft (DPoIG), Rainer 
Wendt, prägte diesen Ausdruck 
und übte scharfe Kritik an der 
derzeitigen Abschiebepraxis: Es 
gäbe in Deutschland eine »regel- 
rechte Abschiebungsverhinde- 
rungsindustrie«, beklagte er. Er 
warf Anwälten und Organisatio- 
nen wie »Pro Asyl« vor, die recht- 
mäßige Rückführung abgelehn- 
ter Asylbewerber »systematisch« 
zu verhindern. 


Diese Verhinderung reicht von 
Regierungsstellen (siehe Ka- 
sten rechts), Außerkraftsetzung 
des Grundgesetzes (Art. 16a) 
bis hin zum Eingeständnis des 
nordrhein-westfälischen Innen- 
ministers Ralf Jäger (SPD), der 
bejammert, daß bis Mitte 2016 
nur 20 Marokkaner abgescho- 
ben werden konnten, da Marok- 
ko sich nicht kooperativ verhalte. 
Bei der derzeitigen Praxis würde 
es etwa 25 Jahre dauern, bis alle 
Ausreisepflichtigen auch abge- 
schoben seien. 


Daß er als bekennender »Refu- 
gees-welcomel!«-Minister daran 
mitschuldig ist, verschweigt er. 


Ein Verwirrspiel 
mit Zahlen 


Um wieviel Hunderttausende von 
Ausreisepflichtigen es sich han- 
delt, weiß keiner. 


Wendt spricht von 215.000 Aus- 
reisepflichtigen. 


FOCUS Online berichtete am 
22.9.2016 unter Verweis auf eine 
Antwort der Bundesregierung auf 
eine Anfrage: »In Deutschland 
leben einem Bericht zufolge fast 
550.000 abgelehnte Asylbewer- 
ber. Drei Viertel von ihnen hielten 
sich bereits seit mehr als sechs 
Jahren im Land auf.« 


Es ist wirklich 
nicht zu fassen! 


Der Ministerpräsident eines 
Bundeslandes will Abschie- 
bungen »diskret« verhindern! 


Foto: Olaf Kosinsky / Wikipedia / CC BY-SA 3.0 DE (Ausschnitt) 


linker Minister- 
Bodo Ramelow 


Thüringens 
präsident 
stellt sich offen gegen Recht 
und Gesetz und will die Ab- 
schiebung rechtskräftig zur 
Ausreise Verpflichteter ver- 
hindern: 


»Jede einzelne dieser Ab- 
schiebungen empfinde ich 
als Niederlage«, schreibt 
Ramelow auf seiner Internet- 
seite. »Jede, die verhindert 
werden kann, oder bei de- 
ren Verhinderung wir sogar 
mit legalen Mitteln diskret 
helfen können, ist ein klei- 
ner Erfolg.« 


Ein Ministerpräsident, der mit 
»diskreten« Mitteln rechts- 
kräftige Beschlüsse unterlau- 
fen will? Will er helfen, daß 
die Betroffenene »diskret« 
untertauchen können? 


Früher hätte man so etwas 
als Versuch eines Staats- 
streiches beurteilt! 


Nicht Herr Ramelow, son- 
dern Artikel 16a Grundgesetz 
bestimmt eindeutig, wer das 
Recht auf Asyl hat und wer 
nicht! 


VERWIRRSPIEL MIT ZAHLEN 
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Nick Hein 


POLIZEI 


ISBN: 978-3-499-63238-9 


Ein Ex-Polizist 
packt aus 


Ein Jahr nach den massen- 
haften Sex-Attacken auf 
Frauen in der Kölner Silve- 
sternacht packt ein Ex-Poli- 
zist aus: 


»Es sind immer die glei- 
chen Straftäter«, vor allem 
straffällige Asylbewerber, 
gibt er in einen Interview zu. 


»Einer der größten Fru- 
strationspunkte ist, daß 
man als Polizist immer 
wieder die gleichen Straf- 
täter antrifft und daß un- 
ser Rechtssystem einfach 
nicht sicherstellt, daß die- 
se Personen endlich mal 
hinter Gitter landen.« 


Der Ex-Beamte bricht mit 
seinem Buch ein Tabu, denn 
viele seiner ehemaligen 
Kollegen trauen sich erst 
gar nicht, die Mißstände im 
System zu kritisieren, aus 
Angst ihren Job zu verlieren. 


Nick Hein wird deutlich: 


»Außerdem ergreift die 
Politik selbst nach Ereig- 
nissen wie der Kölner Sil- 
vesternacht nicht die rich- 
tigen Maßnahmen. Das ist 
wahnsinnig frustrierend. 
[...] Was muß noch passie- 
ren, damit sich etwas än- 
dert?« 


www.un-nachrichten.de 


Diese Zahl ist jedoch mit Vorsicht 
zu genießen: 81,4 Prozent da- 
von hätten laut Bundesregierung 
(un-)befristetes Aufenthaltsrecht. 


Im gleichen Dokument (BT-Drs. 
18/9556) finden sich noch ganz 
andere Zahlen: 


»Zum Stichtag 30.6.2016 waren 
3.439.228 Personen erfaßt, die 
weder einen Aufenthaltstitel, eine 
Duldung oder eine Aufenthalts- 
gestattung besaßen«, davon 
632.632 Personen aus Nicht-EU- 
EWR-Ländern. »Ausreisepflichti- 
ge Personen ohne Duldung« sei- 
en jedoch nur 52.870. 


Der Leser merkt, hier wird ein 
Verwirrspiel getrieben. Da ist 
von »Ausreisepflichtigen«, »Ab- 
gelehnten«, »Geduldeten« oder 
»Aufenthaltstiteln« die Rede. 


Von den Hunderttausenden, die 
völlig unbekannt, unregistriert 
oder mit verschiedenen Identitä- 
ten in unserem Land leben und 
teils sogar mehrfach Sozialhilfe 
kassieren, ist überhaupt keine 
Rede. 


Afghanistan: Milliarden 
für die Rücknahme 
ihrer Staatsbürger 


Die Regierung von Afghanistan 
erhält weitere Milliardenhilfen für 
ihr gnädiges Einverständnis, ge- 
flüchtete Staatsbürger zurückzu- 
nehmen, die sich in Europa ein 
besseres Leben erhofften. 


»Afghanistan erhält 15,2 Milliar- 
den Dollar«, so die Meldungen 
am 5.10.2016. Das hätte die 
»Geberkonferenz« von 70 Staa- 
ten und 20 Hilfsorganisationen 
entschieden. 


Deutschland wolle nach Angaben 
der Bundesregierung allein in 
diesem Jahr 430 Millionen Euro 
zur Verfügung stellen. Bis 2020 
sollen aus dem Bundeshaushalt 
insgesamt bis zu 1,7 Milliarden 
Euro ausgezahlt werden. 


Getarnt werden soll das als 
»Entwicklungshilfe«, nur so hat 
Afghanistan dem sogenannten 
»Rückführungsabkommen« zu- 
gestimmt. 
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Marokko 
ist besonders gnädig 


Marokko gestattet bei der Rück- 
führung unberechtigter Asylbe- 
werber maximal vier Abzuschie- 
benden je Linienflug — und das 
nur, wenn der Flugkapitän kein 
Veto einlegt. 


Von der Regierungsseite kommt 
nichts als leeres Gewäsch: 


Die Entwicklungshilfe für nord- 
afrikanische Staaten, die ihre 
Bürger nicht zurücknehmen, sol- 
le „auf den Prüfstand«. 


Das meldete die Presse am 
30.12.2016 aufgrund einer Erklä- 
rung der stellv. CSU-Vorsitzen- 
den Angelika Niebler, auch Vor- 
sitzende der CSU-Europagruppe 
im EU-Parlament. 


Schön wär's! Aber wo sind die 
Taten? 

Diplomatie ist gut, Friedenswil- 
len, Verständnis, Hilfsbereitschaft 
und Entwicklungshilfe sind es 
auch. Irgendwo aber muß Schluß 
sein, und zwar sofort! 


Stopp aller Zahlungen an Marok- 
ko, Tunesien und andere Länder, 
die sich der Rücknahme verwei- 
gern oder bürokratische Spiel- 
chen treiben, um sich dagegen 
zu wehren! 


Die CSU sitzt in der Regierung, 
und im EU-Parlament haben die 
»Konservativen« die Mehrheit. 
Die CSU hätte also die Macht zu 
beweisen, daß sie außer reden 
auch handeln kann: 


Unser Vorschlag für die Tages- 
ordnung der nächsten Sitzung 
des Bundeskabinetts: Sofort- 
stopp aller Zahlungen bis zur Klä- 
rung dieser Frage! 


Aber nichts davon wird gesche- 
hen! 


Wie lange wollen wir uns das 
alles eigentlich noch gefallen 
lassen? 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 


Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu 
lesen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahr- 
gang der UN einmal zusam- 
menhängend durchzulesen. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den irregeleiteten »Kon- 
sumenten der Massenme- 
dien« (so heißt das auf neu- 
deutsch) fehlt. 


»Die gefährlichsten Mas- 
senvernichtungswaffen 
sind die Massenmedien. 
Denn sie zerstören den 
Geist, die Kreativität und 
den Mut der Menschen, 
und ersetzen diese mit 
Angst, Mißtrauen, Schuld 
und Selbstzweifel.« 


So schreibt einer, der sich 
offensichtlich gut in der Sze- 
nerie Wirtschaft, Medien und 
Journalismus auskennt und 
unbekannt bleiben möchte, 
unter dem Pseudonym M. 
A. Verick in der Einleitung zu 
seinem Buch »Das Medien 
Monopol«. 


Die Herrschaft der Medien- 
konzerne gefährdet zuneh- 
mend die im Grundgesetz für 
die BRD garantierte Freiheit 
von Berichterstattung und 
Meinungsbildung. Mit der 
Verbreitung der UNABHÄN- 
GIGEN NACHRICHTEN hel- 
fen Sie mit, dieses Monopol 
der Verdummung zu durch- 
brechen! 
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»Lügenpresse« 
ein Nazihegriff? 
Da fängt die Lüge an! 


Im vergangenen Jahr war das Wort »Lügenpresse« in aller Munde. 
In Nachrichtensendungen und Zeitungen wird uns Bürgern pausen- 
los eingehämmert, dieses Wort von der Lügenpresse hätten die üblen 
»rechtspopulistischen« PEGIDA-, AfD-Leute und noch schlimmere 
Feinde der Demokratie von den Nazis übernommen: Ein Pfui für die- 
sen Nazi-Begriff! 

Unsere »politische und mediale Elite« (so nennen die sich in ihrer 
Überheblichkeit) straft sich damit aber selbst der Lüge! 


In Wahrheit hat Ferdinand Lassalle, Präsident des »Allgemeinen 
Deutschen Arbeitervereins« und Mitbegründer der Sozialdemokratie 
in Deutschland, dieses Wort geprägt. Im Jahr 1892 veröffentlichte der 
Vorwärts eine seiner Reden: 


Hier zwei kurze Auszüge: 


»Unser Hauptfeind, der Hauptfeind aller gesunden Entwicklungen 
des deutschen Geistes und des deutschen Volksthums, das ist 
heutzutage die Presse! Die Presse ist in dem Entwicklungsstadi- 
um, auf welchem sie angelangt ist, der gefährlichste, der wahre 
Feind des Volkes, ein um so gefährlicherer, als er verkappt auf- 
tritt. Ihre Lügenhaftigkeit, ihre Verkommenheit, ihre Unsittlichkeit 
werden von nichts Anderem überboten, als vielleicht von ihrer 
Unwissenheit.« 

»[...]| wenn diese Zeitungspest 

noch fünfzig Jahre so fortwü- 

thet, so muß dann unser Volks- 

geist verderbt und zu Grunde 

gerichtet sein, bis in seine Tie- 

fen!« 


Noch Fragen, 
liebe Leser? 


Man faßt sich 

an den Kopf! 

Die EU - vor vielen Jahren 
von uns schon als »Euroto- 
pia« bezeichnet — zerbrök- 
kelt, zerbricht, ist gespalten 
wie nie zuvor. Die Polen, die 
mit der Drohung von Entzug 
der EU-Gelder gezwungen 
werden sollen, mehr »Flücht- 
linge« aufzunehmen, hängen 
bei Ansprachen der Minister- 
präsidentin die Europaflagge 
ab. Großbritannien will aus 
der EU austreten, wenn die 
EU ihm nicht mehr nationale 
Eigenständigkeit und Selbst- 
bestimmung gewährt. 

Die Außengrenzen der EU 
werden nicht mehr geschützt, 
wie es die Verträge vorse- 
hen, einzelne Länder schot- 
ten sich ab, um die Kontrolle 
wiederzugewinnen, wer sich 
in ihrem Land aufhält. Grie- 
chenland hängt weiterhin am 
Tropf und keiner weiß, wie 
das endet. 

Und genau in dieser Lage 
befaßt sich die EU nach der 
berüchtigten Vorschrift über 
die erlaubte Krümmung ei- 
ner Gurke und der jüngsten 
Glühbirnen-Verordnung nun 
ganz aktuell mit der Erfül- 
lung einer EU-Richtlinie, mit 
der die Höhe eines Kerzen- 
dochts und einer Kerzen- 
flamme begrenzt werden 
soll. 

Man glaubt es nicht, aber es 
ist so! Hier die Beweise (sie- 
he Seite 2). 


Bm = 

Wenn der Staat für die Asyl- 
suchenden nicht ausreichend 
Unterkünfte bereitstellen oder 
anmieten kann, darf er privaten 
Wohnraum beschlagnahmen. 
Ein solcher Fall nennt sich im ju- 
ristischen Sprachgebrauch »poli- 
zeilicher Notstand«. 


Dann greifen Artikel 14 GG (»Eine 
Enteignung ist nur zum Wohle der 
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voller 
Narren 


ZIRKUS 


BR. 


pe 
D 


Oder doch keine Narren? 


Es kommt darauf an, wer ge- 
meint ist! 

Die EU-Extremisten in Brüs- 
sel, Straßburg und Berlin, die 
sich offenbar das Zentralko- 
mitee der untergegangenen 
UdSSR zum Vorbild genom- 
men haben? 

Die können aber nicht so 
dumm oder närrisch sein, daß 
sie nicht wissen, was sie tun, 
wenn sie den Plänen der »Ei- 
ne-Welt«-Strategen folgen, 
die Völker Europas und deren 
gewachsene Kulturen zu zer- 
stören. 
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Wer also sind die Narren? 
Es sind alle die Wähler in 
Deutschland und Europa, die 
diesen Narrenführern noch 
folgen! 

Möge ihnen endlich ein (Ker- 
zen)-Licht aufgehen! 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
f! UN.Nachrichten 


3/20 


Allgemeinheit zulässig.«) und die 
Beschlagnahme-Paragraphen der 
jeweiligen Landespolizeigesetze. 
In Berlin hat der Senat bereits 
mehrere größere Immobilien von 
privaten Eigentümern beschlag- 
nahmt, um sie als Erstaufnah- 
meeinrichtungen oder für die Un- 
terbringung von Asylbewerbern 
zu nutzen. Die Sozialverwaltung 


spricht dabei lieber verniedli- 
chend von »Sicherstellung«. Das 
Bezirksparlament von Friedrichs- 
hain-Kreuzberg beschloß Ende 
Oktober, auch leerstehende Woh- 
nungen zu beschlagnahmen. 

Aus »mein Haus, mein Hof, mein 
Geld« kann so ganz schnell »sein 
Auto, sein Haus, sein Land« wer- 
den. 


Pw 


y 


se 


v 
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Glaubt 
ihnen 
kein Wort! 


2/2016 


Nie- 
mand hat die 
Absicht, eine Mauer zu 
errichten. Über die nächsten 
vier Jahre werde es notwendig 
sein, die Zahl der Türken um 50 Pro- 


zent zu reduzieren. Wer unser Gast- 
recht mißbraucht, für den gibt es nur eins: 
Raus, und zwar schnell. Es gibt natürlich 
objektive Kapazitätsgrenzen, also es ist völ- 
lig klar, daß Deutschland nicht noch eine Milli- 
on im nächsten Jahr und möglicherweise Wei- 
tere in den Folgejahren verkraften würde. Die 
multikulturelle Gesellschaft ist grandios ge- 
scheitert. Wer auf Dauer alle Integrationsan- 
gebote ablehnt, der kann ebenso wenig in 
Deutschland bleiben wie vom Ausland be- 


zahlte Haßprediger in Moscheen. Wir 
werden uns gegen Zuwanderung in 
deutsche Sozialsysteme weh- 
ren — bis zur letzten Pa- 
trone. Die Rente ist 
sicher ... 


Bun 
EHER 


Fobs (vlonzu 
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3. Mai: 
ag der 
Pressefreiheit 


« 46017 Oberhausen 


Eine Zensur findet nicht statt. 


Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 


TROJA war die berühmteste 
Stadt der griechischen Sa- 
genwelt. Nach Homer kam es 
zum trojanischen Krieg, nach- 
dem der trojanische Prinz Pa- 
ris die schöne Helena entführt 
hatte. Eine vereinigte Streit- 
macht der Griechen mit Odys- 
seus und Achilles belagerte 
die Stadt lange vergeblich. 
Im 10. Kriegsjahr, das in Ho- 
mers »llias« geschildert wird, 
bringt eine List des Odysseus 
die Entscheidung. Er täuschte 
eine Freundschaftsgeste vor 
und schenkte den Trojanern 
unter Hector ein großes höl- 
zernes Pferd. 
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Erdogans 
trojanisches 


Pferd 


Die Tore wurden geöffnet und 
das Pferd in die Stadt geholt. 
Nachts entstiegen dem Pferd 
30 griechische Kämpfer, die 
den Belagerern alle Tore öff- 
neten. 

Troja war verloren und wurde 
gänzlich zerstört. 

Erinnert das nicht ganz aktu- 
ell an den heutigen »Deal« 
(nomen est omen!) mit Herrn 
Erdogan? 

Es wird immer verrückter, und 
demnächst noch mehr, wenn 
unsere liebe Angela Merkel 
den Türken die Visa-Freiheit 
verschafft. 


3,5 Millionen dort drangsalier- 
te, verfolgte und bombardierte 
Kurden warten schon darauf, 
denn dann können sie ja dem 
Schwert ihres »Sultans« visa- 
frei entfliehen und haben dann 
als »Verfolgte« hier tatsächlich 
ein Asylrecht, denn sie kom- 
men dann ja nicht über ein si- 
cheres Drittland, sondern per 
Flugzeug direkt aus Ankara, 
zur großen Freude des Herrn 
Erdogan. Er ist sie endlich los 
und der Bürgerkrieg zwischen 
Biotürken und Biokurden kann 
fröhlich auf unseren Straßen 
ausgefochten werden ...! 
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Für alle Welt 
sozial, nur 
nicht national? 
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Das ist für die »großen« Par- 
teien und für die Regierenden 
in Deutschland, Österreich 
und im übrigen Europa das 
Gespenst, das sie fürchten. 
»Gerade noch einmal Schwein 
gehabt«, »Es wäre eine Kata- 
strophe für Europa«, war ihr 
einhelliges Aufseufzen nach 
der Präsidentenwahl in Öster- 
reich. Norbert Hofer (FPÖ) 
hatte in einer Art Abstimmung 
»Einer gegen alle« die Mehr- 
heit nur im Promillebereich 
verfehlt. 


fi í 
Juncker, Schulz und Merkel haben offenbar den Sı 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker verdeutlicht das. Zitat: 
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Ein Gespenst 


geht um 
in Europa 


»Der Islam ist kein Teil von 
Österreich!« 


Mit dieser Feststellung, die für 
seine Wähler ein Versprechen 
war, führte Hofer einen Wahl- 
kampf und erhielt bei der Bun- 
despräsidenten-Stichwahl am 
22.5.2016 damit 49,65 Pro- 
zent aller Stimmen, nachdem 
sich alle etablierten Altpartei- 
en wie in einem »Angstrudel« 
um den Grünen-Politsenior 
Van der Bellen zusammenge- 
rottet hatten. 


Im Namen des 
Volkes, Sie sind alle 
verhaftet! 


Alle »gesellschaftlichen Kräf- 
te«, »demokratischen Partei- 
en« und »Kulturschaffenden« 
von grün-rot-schwarz hatten 
sich, trotz aller Gegensätze, 
zusammengeschlossen, um 
den Kandidaten des Volkswil- 
lens zu verhindern. 


Angesichts der nationalen 
Wiederbesinnung in ganz 
Europa und dem Erstarken 
der Protestparteien liegen 
die Nerven der Herrschenden 
blank: Da man das Volk nicht 
so einfach wegsperren kann, 
sollen wenigstens Volksab- 
stimmungen verboten werden 
(siehe Seite 2). 
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Jetzt schlägt’s 13! 
EU: noch mehr 
Fremdbestimmung? 


chuß nicht gehört. Eine ungeschriebene EU-Richtlinie von EU- 


keine 
privaten Schäden abdecken, 
denn man kann nicht jeden 
mit Steuermitteln begünsti- 
gen, der keine Versicherung 
abgeschlossen hat.« 


Hannelore Kraft, stellvertretende SPD-Bundesvorsitzende 


»Wir können als Land 


»Wir beschließen etwas, stellen das 
dann in den Raum und warten einige 
Zeit ab, was passiert. Wenn es dann 
kein großes Geschrei gibt und keine 
Aufstände, weil die meisten gar nicht 
begreifen, was da beschlossen wurde, 
dann machen wir weiter, Schritt für 
Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.« 
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Gestern Dresden, 
heute Aleppo, 
morgen Köln? 


Į 
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Zerbombte Städte, menschliches Leid, Weltordnung gerettet! 
Wer die Zeichen der Zeit nicht erkennt, kann nur mit 
Blindheit geschlagen sein: 

»Die Bevölkerung wird angehalten, ei- 
nen individuellen Vorrat an Lebensmit- 
teln für einen Zeitraum von zehn Tagen 
vorzuhalten«, damit sie sich im Kata- 
strophenfall »oder bei einem Angriff« 
vorübergehend selbst versorgen könne. 
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»UMVOLKUNG!« 
Der Tabubruch 
der Bettina K. 


Mit diesen Worten hat die Leipziger CDU- 
Bundestagsabgeordnete Bettina Kudla ein 
Tabu gebrochen und für Empörung in ihrer 
Partei und in den Medien gesorgt. Nun ist 
ihre Zukunft ungewiß. Dürfen Volksvertre- 
ter nicht mehr die Wahrheit sagen? 
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Deutschland 
wird 
abgeschafft 
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Wenn die Deutschen nicht schnell genug 
aussterben, wird nachgeholfen: 


EU und UNO fordern die 
Ansiedlung von weiteren 
zig Millionen Kolonisten 
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Bewahren 
wir unsere 
Heimat! 


Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 + 48. Jahrgang + Dezember 2016 
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»Kein größerer Schade kann einer Nation 
zugefügt werden, als wenn man ihr den Na- 
tionalcharakter, die Eigenheit ihres Geistes 
und ihrer Sprache raubt.« 


Johann Gottfried Herder 
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Meldungen aus Absurdistan 


»Indem wir unserem Leben und unserer Arbeit nachgehen, sagen 
wir den Terroristen: Sie sind Mörder voller Haß, aber wie wir leben 


und leben wollen, das bestimmen nicht Sie.« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel, Neujahrsansprache vom 31.12.2016 


Deutsche Realität 


Wie die Neue Ruhr Zeitung am 
28.12.2016 meldete, sagte der 
Duisburger Bürgerschützenver- 
ein Aldenrade-Fahrn seine all- 
jährliche Silvesterparty ab, ob- 
wohl die Walsumer Stadthalle 
mit über 550 Plätzen seit langem 
ausverkauft sei. 


Was war passiert? Eine Karten- 
verkäuferin schlug Alarm, da 
sieben Unbekannte sich an der 
Kartenvorverkaufsstelle über die 
Gegebenheiten der Halle mit 
Notausgängen, Sicherheitsper- 
sonal usw. erkundigt hätten. Bei 
den Unbekannten soll es sich um 
Nordafrikaner handeln. Durch die 
Vorfälle der letzten Monate auf- 
geschreckt, entschloß sich der 
Verein die Veranstaltung abzu- 
sagen — aus Sicherheitsgründen. 
Um Gerüchten entgegenzuwir- 
ken legten die Schützen — gegen 
den Rat der Polizei — den Grund 
der Absage offen. 


Die Polizei selbst sah keine Ver- 
anlassung, die Veranstaltung ab- 
zusagen. Aber so kennen wir ja 
die Polizei des Herrn Innenmini- 
sters Jäger, immer ganz eng am 
Geschehen. 


Es ist deutscher Alltag geworden, 
daß sich der normale Bürger im- 
mer mehr wegducken muß, um 
unsere Neubürger bloß nicht zu 
provozieren. Für viele unmerklich 


geben wir immer mehr von unse- 
ren Lebensgewohnheiten preis. 


Deutsche Realität 


»Die größte Silvesterparty Euro- 
pas findet in Berlin statt: Hundert- 
tausende Menschen begrüßen 
alljährlich das neue Jahr rund um 
die Siegessäule. Doch in keinem 
Jahr zuvor wurde das Fest abge- 
sichert wie in diesem. Das glei- 
che gilt für viele Städte in ganz 
Europa. 


Betonpoller und gepanzerte Fahr- 
zeuge schützen die Eingänge zu 
Europas größter Silvesterparty. 
Insgesamt sind in Berlin 2.500 
Polizisten aus mehreren Bundes- 
ländern unterwegs, 1.700 davon 
rund um die zwei Kilometer lange 
Partymeile zwischen Siegessäu- 
le und Brandenburger Tor.« 
tagesschau, 31.12.2016 


Deutsche Realität 

»Die jüngere Vergangenheit, ins- 
besondere aktuell der Terroran- 
schlag in Berlin, verursacht eine 
breite öffentliche Diskussion über 
die Sicherheit bei Großveranstal- 
tungen. Auch wenn keine konkre- 
te Gefahr vorliegt, so erfordert 
die abstrakte Terrorgefahr eine 
Erhöhung der Sicherheitsmaß- 
nahmen. 


Das Ordnungsamt als zuständige 
Sicherheitsbehörde ist deshalb 
in Absprache mit der Polizei zu 


dem Ergebnis gekommen, in die- 
sem Jahr die freie Silvesterfeier 
auf der Marienbrücke nicht zu 
dulden. Eine entsprechende All- 
gemeinverfügung wird erlassen.« 


Stadt Passau, 
Pressemitteilung vom 22.12.2016 


Deutsche Realität 


»Die Videoüberwachung an öf- 
fentlichen Plätzen und Bahnhö- 
fen sowie im ÖPNV muß ausge- 
baut werden. Videoüberwachung 
dient der Kriminalprävention, der 
erfolgreichen Strafverfolgung so- 
wie der Steigerung des Sicher- 
heitsgefühls.« 


Dies fordert der Deutsche Städ- 
te- und Gemeindebund in seiner 
Pressemitteilung vom 2.1.2017. 
Daß es unbescholtene Bürger 
gibt, die eine solche Überwa- 
chung aller Bürger kritisch sehen, 
spielt inzwischen keine Rolle 
mehr. 


Wenige Tage zuvor noch äu- 
ßerte der Sprecher des »Chaos 
Computer Club e.V.«, Linus Neu- 
mann, die Forderung nach mehr 
Videoüberwachung würde nur 
vom Versagen der Ermittlungs- 
behörden ablenken. Die Video- 
überwachung hätte den Anschlag 
in Berlin nicht verhindern können. 
Aber die Vollüberwachung der 
Bevölkerung würde damit mög- 
lich werden. 


»Indem wir unserem Leben und unserer Arbeit nachgehen, sagen 
wir den Terroristen: Sie sind Mörder voller Haß, aber wie wir leben 


und leben wollen, das bestimmen nicht Sie.« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel, Neujahrsansprache vom 31.12.2016 


SCHLAFT WEITER, LIEBE LEUTE! 
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Wut, Angst und Sorgen unerwünscht! 


Wir sind ja von den Grünen ge- 
wohnt, gegängelt zu werden. 


Sie wollen uns vorschreiben, was 
wir essen, wie wir reden oder 
was wir schreiben dürfen. Nun 
gehen sie aber noch einen Schritt 
weiter. 


Die grüne Fraktionsvorsitzende 
im Bundestag, Frau Katrin Gö- 
ring-Eckardt (Foto), teilte nach 
dem Terror-Anschlag in Berlin 
über Twitter mit: »Das ist eine 
furchtbare Nacht. Trauer und Mit- 
gefühl. Nichts sonst jetzt!« 


Es fehlte nur noch das »Basta« 
und wir würden die Hacken zu- 
sammenschlagen. 


Jawoll, Frau Gedankenpolizistin! 
Wir werden in Zukunft keine Wut, 
keinen Zorn, keine Angst oder 
Sorge und erst recht keinen Ge- 
neralverdacht mehr äußern oder 
nach den Schuldigen suchen. 


Wenn die Angst unserer Politi- 
ker vor der Macht des eigenen 
Volkes größer ist als die Angst 
vor fremden Terror und Gewalt, 
dann kann man erahnen, auf 
welch tönernen Füßen unsere 
Nachkriegspolitik steht. 


»Das ist eine 
furchtbare 
Nacht. Trauer 
und Mitgefühl. 
Nichts sonst 
jetzt!« 


Zwei Tage nach dem verhee- 
renden Anschlag auf den Weih- 
nachtsmarkt in Berlin gedachten 
die AfD und die NPD der Opfer. 
An beiden Kundgebungen nah- 
men einige hundert Menschen 
teil. 

Wer nun gedacht hätte, in Berlin 
würden sich, ähnlich wie nach 
dem Anschlag auf Charlie Heb- 
do in Paris, viele tausend Men- 
schen gegen Terror und Gewalt 
anschließen, sah sich getäuscht. 


L sebe [Leser gAHZ prIYAar: 


Ein Gespräch am Frühstückstisch 


Im Radio läuft ein Bericht darüber, wie die Silvester- 
nacht in Köln, Berlin und anderswo durch Sperrzo- 
nen, Betonklötze, Wasserwerfer, Taschenkontrollen 
und Rucksackverbote gesichert wird. 


Die politisch eher uninteressierte Ehefrau eines unse- 


rer UN-Leser: 
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Im Gegenteil: Rund 800 Gutmen- 
schen gingen mit »Solidarität, 
Toleranz, Liebe« auf die Straße 
— gegen Rechts. 


Ja, Sie haben richtig gelesen! 
Nicht im Gedenken an die Opfer, 
oder gegen den islamistischen 
Terror — nein, gegen Landsleute, 
die ihrer Trauer Ausdruck verlie- 
hen. 


Wie krank muß diese Republik 


noch werden, bevor sie kolla- 
biert? 


Sie: »Aber das läßt sich doch nicht mehr verschlei- 
ern! Muß doch jeder jetzt merken, wenn er nur noch 
mit Unwohl im Bauch zu Partys und in Shoppingcen- 
ter oder spazieren geht!« 


Er: »Richtig, endlich hast Du es wohl auch gemerkt! 


Denk daran, wenn wir demnächst zur Wahl gehen!« 


»Verstehe ich nicht. Die sagen doch im Fernsehen, es Dieses kurze Gespräch bezeugt: Jeder merkt es. Aber 


immer noch wählt die Mehrheit die daran Schuldi- 
gen. 


sei alles nicht so schlimm, nur Einzelfälle. Aber wenn 
das so ist, merkt doch jeder, daß was nicht stimmt.« 


Er: »Ja, das sage ich doch immer. Die erzählen viel.« r 
2 Anstatt Sperrzonen, Betonklötze und Wasserwerfer 


an den europäischen oder deutschen Außengrenzen 
aufzustellen, stehen sie nun in unseren Städten. 

Es ist Superwahljahr 2017. Helfen Sie mit, daß dar- 
aus die richtigen Schlußfolgerungen an der Wahlurne 
gezogen werden. Wir schaffen das! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


Sie: »Aber das muß doch jeder merken, daß das im- 
mer schlimmer wird. Denk an den Terror und die 
Ghettos in Frankreich, an die vielen Überfälle und 
Bombendrohungen bei uns !« 

Er: »Klar, die halten uns für blöd! Die da im Fernse- 
hen labern, das habe alles nichts mit den Flüchtlin- 
gen zu tun.« 


IM FREUNDESKREIS 
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Na bitte, es geht doch! 


Ausweisung eines 
kriminellen Irakers 


Soll noch einer sagen, die Aus- 
weisung krimineller Ausländer 
sei kaum möglich, je länger diese 
hier wohnen. Der Bayerische Ver- 
waltungsgerichtshof (BayVGH) 
zeigt mit einem Beschluß vom 
16.11.2016, wie es geht. Bestä- 
tigt wurde ein Ausweisungsurteil 
des Verwaltungsgerichtes Mün- 
chen. Deutschland verlassen soll 
ein 26jähriger Iraker. Er kam Mit- 
te der 90er Jahre als Sechsjäh- 
riger mit seiner Familie aus dem 
Irak nach Deutschland, lebt also 
seit Jahren hier. Der Iraker saß 
zuletzt dreieinhalb Jahre wegen 
schweren Raubes und gefährli- 
cher Körperverletzung im Knast. 
Die folgenden wörtlichen Aus- 
züge aus der Begründung des 
BayVGH sind ein herrliches Bei- 
spiel dafür, was nach geltendem 
Recht und Gesetz alles gegen 
kriminelle Ausländer unternom- 
men werden kann: 


»Dem Kläger als jungem Mann 
kann zugemutet werden, daß er 
in den autonomen kurdischen 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- 
stenbeiträge mit diesem Vordruck 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon 


e 


Foto: Carlo Schrodt / pixelio.de 


Teil des Irak, etwa in die Nähe 
seiner Geburtsortes Arbil, über- 
siedelt, und sich dort ein neues 
Leben aufbaut, auch wenn er 
dort keine nahen Angehörigen 
mehr haben sollte. Die damit 
verbundene Trennung von Mut- 
ter und zwei Schwestern nach 
gemeinsamen 22jährigen Auf- 
enthalt im Bundesgebiet stellt 
zwar einen erheblichen Eingriff 
in sein durch Art. 8 Abs. 1 EMRK 
geschütztes Privatleben dar; er 
ist gleichwohl noch als verhält- 
nismäßig anzusehen, wenn man 
die andernfalls bei Verbleiben 


erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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im Bundesgebiet fortbestehende 
Gefahr für hochrangige Rechts- 
güter dritter Personen gegen- 
überstellt. Dem Kläger kann auch 
zugemutet werden, die arabische 
Landessprache des Irak in erfor- 
derlichem Umfang zu erlernen. 
Entsprechendes gilt für die ange- 
gebene Unkenntnis, kurdisch zu 
lesen und schreiben. Die von ihm 
kritisierten politischen und sozi- 
alen Zustände im Irak erschwe- 
ren den Aufbau eines neuen 
Lebens, führen allerdings nach 
Auffassung des Senats ebenfalls 
nicht zu einer Unverhältnismä- 
Rigkeit der Ausweisung. Schließ- 
lich vermag auch der Umstand, 
daß der Kläger die Grundlagen 
für eine berufliche Integration in 
Deutschland gelegt hat, zu kei- 
nem anderen Ergebnis führen, 
zumal er noch keine Zeiträume 
längerer Erwerbstätigkeit nach- 
weisen kann.« 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, 
Beschluß vom 16.11.2016 (10 ZB 16.81) 
Los sind wir diesen Kriminel- 
len damit aber noch lange nicht. 
Denn wenn er nicht freiwillig geht, 
muß seine Abschiebung noch er- 
zwungen werden. Aber solche 
Gerichtsentscheidungen zeigen, 
wie es laufen sollte. 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Aufgeschreckt durch die miß- 
glückte Wahl von Hillary Clin- 
ton zur US-Präsidentin be- 
fürchten die Regierenden der 
Bundesrepublik ihr eigenes 
Fiasko bei der kommenden 
Bundestagswahl. 


Also wird schnell vorge- 
sorgt: Als Antwort auf die 
»Lügenpresse«-Vorwürfe sol- 
len mißliebige Meldungen als 
sogenannte »Fake-News« ge- 
kennzeichnet und deren Ver- 
breitung unter Strafe gestellt 
werden. Mit Zensur habe das 
aber rein gar nichts zu tun, wie 
Martin Schulz, ehem. europä- 
ischer Parlamentspräsident, 
beteuert. 


Grund genug für uns, die »Of- 
fiziellen Wirtschaftsdaten« ab 
sofort nicht mehr fortzuführen. 
Diese geschönten Daten sind 
bei unserer »Fake-News«- 
Selbstkontrolle durchgefallen. 


www.un-nachrichten.de 


Holocaust- 
Nachhilfe 
für 
Flüchtlinge 


Der Herr Bundesjustiz- 
minister Maas hält es für 
dringend erforderlich, daß 
die Flüchtlinge in Sachen 
Holocaust unterrichtet 
werden. 


Ob denen, die hier bleiben 
wollen, auch klargemacht 
wird, welche bleibenden 
Folgen, Kosten und »Ver- 
antwortung« ihnen für die 
Zukunft aufgebürdet wer- 
den, wenn sie demnächst 
in den Arbeitsmarkt »in- 
tegriert« und damit zum 
Steuerzahler oder gar zum 
Staatsbürger geworden 
sind? Die jährlichen Ko- 


sten für diese »Verantwortung«, 
die sie dann mit übernehmen, 
können kaum geschätzt werden, 
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FLÜCHTLINGE 


Maas fordert 
Holocaust-Aufklärung 


Aus Sicht von Bundesjustiz- 
minister Heiko Maas (SPD) 
sollte in den Integrations- 
kursen für Flüchtlinge auch 
über den nationalsozialisti- 
schen Völkermord an den Ju- 
den gesprochen werden. Die 
Lehren aus der Ermordung der 
europäischen Juden hätten den 
Weg für das Grundgesetz ge- 
ebnet. „Deshalb halten wir 
Menschenwürde und Religi- 
onsfreiheit so hoch“, sagte 
Maas zum Abschluss des jü- 
dischen Gemeindetags 2016. 
„Das muss jeder wissen, der 
hierbleiben will.“ 


Die Welt kompakt, 12.12.2016 


denn sie sind in den unterschied- 
lichsten Bundes- und Länder- 
haushalten versteckt. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
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